
 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

 

  

 

Buchloer Hofnarr 
Fakten, Meinungen und Nachdenkliches mit  

subjektiver Objektivität 

Ausgabe 32 – Der Buchloer Hofnarr erscheint in unregelmäßigen Abständen als reine Online-

Ausgabe. Werden fremde Quellen verwandt, ist dies im jeweiligen Text angegeben. Sollten Sie einen 

Gastbeitrag oder einen Leserbrief veröffentlichen wollen,  erklären sie sich mit der Nennung Ihres 

Namens und ihres Wohnorts einverstanden. Der Verantwortliche entscheidet über die Veröffentli-

chung. Verantwortlich: Hubert Zecherle / Buchloe 15.04.2020 

Grundgesetz für 

die Bundesrepub-

lik Deutschland 
(eine Auswahl mit Kommentaren des Hofnarren) 

Artikel 1  

(1) Die Würde des Menschen (Allgemein! 

Nicht des Buchloers, Altbürgers oder An-

wohners) ist unantastbar. Sie zu achten und 

zu schützen ist Verpflichtung aller staatli-

chen Gewalt. 

(2) Das Deutsche Volk bekennt sich darum 

zu unverletzlichen und unveräußerlichen 

Menschenrechten als Grundlage jeder 

menschlichen Gemeinschaft, des Friedens 

und der Gerechtigkeit in der Welt. 

(3) Die nachfolgenden Grundrechte binden 

Gesetzgebung, vollziehende Gewalt und 

Rechtsprechung als unmittelbar geltendes 

Recht. 

 

Artikel 2  

(1) Jeder hat das Recht auf die 

freie Entfaltung seiner Persönlich-

keit, soweit er nicht die Rechte 

anderer verletzt (selbst wenn das 

dem Anderen nicht gefällt) und 

nicht gegen die verfassungsmäßige 

Ordnung oder das Sittengesetz 

verstößt. 

(2) Jeder hat das Recht auf Leben 

und körperliche Unversehrtheit. 

Die Freiheit der Person ist unver-

letzlich. In diese Rechte darf nur 

auf Grund eines Gesetzes einge-

griffen werden. 
Artikel 3  

(1) Alle Menschen (Unternehmer, Arbeitnehmer,  

Wohnende, Wohnungssuchende, …)  sind vor 

dem Gesetz gleich. 

(2) Männer und Frauen sind gleichberechtigt. 

Der Staat fördert die tatsächliche Durchsetzung 

der Gleichberechtigung von Frauen und Männern 

und wirkt auf die Beseitigung bestehender Nach-

teile hin. 

(3) Niemand darf wegen seines Geschlechtes, 

seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Spra-

che, seiner Heimat und Herkunft (z.B. aus Mün-

chen), seines Glaubens, seiner religiösen oder 

politischen Anschauungen benachteiligt oder 

bevorzugt werden. Niemand darf wegen seiner 

Behinderung benachteiligt werden. 

Artikel 4  

(1) Die Freiheit des Glau-

bens, des Gewissens und die 

Freiheit des religiösen und 

weltanschaulichen Bekennt-

nisses sind unverletzlich. 

(2) Die ungestörte Religions-

ausübung wird gewährleistet. 

(3) Niemand darf gegen sein 

Gewissen zum Kriegsdienst 

mit der Waffe gezwungen 

werden. Das Nähere regelt 

ein Bundesgesetz. 

Artikel 5  

(1) Jeder hat das Recht, seine 

Meinung in Wort, Schrift und 

Bild frei zu äußern (deswe-

gen ist der Buchloer Hofnarr 

möglich) und zu verbreiten 

und sich aus allgemein zu-

gänglichen Quellen ungehin-

dert zu unterrichten. Die 

Pressefreiheit und die Freiheit 

der Berichterstattung durch 

Rundfunk und Film werden 

gewährleistet. Eine Zensur 

findet nicht statt. 

(2) Diese Rechte finden ihre 

Schranken in den Vorschrif-

ten der allgemeinen Gesetze, 

den gesetzlichen Bestimmun-

gen zum Schutze der Jugend 

und in dem Recht der persön-

lichen Ehre. 

(3) Kunst und Wissenschaft, 

Forschung und Lehre sind 

frei. Die Freiheit der Lehre 

entbindet nicht von der Treue 

zur Verfassung. 

 

Artikel 6  

(1) Ehe (egal wer wen 

heiratet) und Familie 

stehen unter dem beson-

deren Schutze der staat-

lichen Ordnung. 

(2) Pflege und Erzie-

hung der Kinder sind 

das natürliche Recht der 

Eltern und die zuvör-

derst ihnen obliegende 

Pflicht. Über ihre Betä-

tigung wacht die staatli-

che Gemeinschaft. 

(3) Gegen den Willen 

der Erziehungsberech-

tigten dürfen Kinder nur 

auf Grund eines Geset-

zes von der Familie ge-

trennt werden, wenn die 

Erziehungsberechtigten 

versagen oder wenn die 

Kinder aus anderen 

Gründen zu verwahrlo-

sen drohen. 

(4) Jede Mutter hat An-

spruch auf den Schutz 

und die Fürsorge der 

Gemeinschaft. 

(5) Den unehelichen 

Kindern sind durch die 

Gesetzgebung die glei-

chen Bedingungen für 

ihre leibliche und seeli-

sche Entwicklung und 

ihre Stellung in der Ge-

sellschaft zu schaffen 

wie den ehelichen Kin-

dern. 

 

Artikel 11  

(1) Alle Deutschen genießen Freizügigkeit 

(das heißt, sie dürfen wohnen, wo sie wol-

len) im ganzen Bundesgebiet. 

(2) Dieses Recht darf nur durch Gesetz oder 

auf Grund eines Gesetzes und nur für die 

Fälle eingeschränkt werden, in denen eine 

ausreichende Lebensgrundlage nicht vor-

handen ist und der Allgemeinheit daraus 

besondere Lasten entstehen würden oder in 

denen es zur Abwehr einer drohenden Ge-

fahr für den Bestand oder die freiheitliche 

demokratische Grundordnung des Bundes 

oder eines Landes, zur Bekämpfung von 

Seuchengefahr, Naturkatastrophen oder 

besonders schweren Unglücksfällen, zum 

Schutze der Jugend vor Verwahrlosung 

oder um strafbaren Handlungen vorzubeu-

gen, erforderlich ist. 

 

Artikel 14  

(1) Das Eigentum (nicht nur das eigene, sondern 

auch das des Anderen) und das Erbrecht werden 

gewährleistet. Inhalt und Schranken werden 

durch die Gesetze bestimmt. 

(2) Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll 

zugleich dem Wohle der Allgemeinheit (das sind 

mehr als die Nachbarn) dienen. 

(3) Eine Enteignung ist nur zum Wohle der All-

gemeinheit zulässig. Sie darf nur durch Gesetz 

oder auf Grund eines Gesetzes erfolgen, das Art 

und Ausmaß der Entschädigung regelt. Die Ent-

schädigung ist unter gerechter Abwägung der 

Interessen der Allgemeinheit und der Beteiligten 

zu bestimmen. Wegen der Höhe der Entschädi-

gung steht im Streitfalle der Rechtsweg vor den 

ordentlichen Gerichten offen. 

Artikel 17  

Jedermann hat das Recht, sich einzeln oder 

in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit 

Bitten oder Beschwerden an die zuständigen 

Stellen und an die Volksvertretung zu wen-

den. (Aber die Bitte oder Beschwerde muss 

geprüft und auch negativ beschieden wer-

den, wenn es dem Gesetz entspricht) 

 

Artikel 20  

(1) Die Bundesrepublik Deutsch-

land ist ein demokratischer und 

sozialer Bundesstaat. 

(2) Alle Staatsgewalt geht vom 

Volke aus. Sie wird vom Volke in 

Wahlen und Abstimmungen und 

durch besondere Organe der Ge-

setzgebung, der vollziehenden 

Gewalt und der Rechtsprechung 

ausgeübt. 

(3) Die Gesetzgebung ist an die 

verfassungsmäßige Ordnung, die 

vollziehende Gewalt und die 

Rechtsprechung sind an Gesetz 

und Recht gebunden (auch wenn 

das manchmal vom Betroffenen 

als ungerecht empfunden werden 

kann).  

(4) Gegen jeden, der es unter-

nimmt, diese Ordnung zu beseiti-

gen, haben alle Deutschen das 

Recht zum Widerstand, wenn an-

dere Abhilfe nicht möglich ist. 

Artikel 20a  

Der Staat schützt auch in Verant-

wortung für die künftigen Genera-

tionen die natürlichen Lebens-

grundlagen und die Tiere im Rah-

men der verfassungsmäßigen Ord-

nung durch die Gesetzgebung und 

nach Maßgabe von Gesetz und 

Recht durch die vollziehende Ge-

walt und die Rechtsprechung. 

(Deswegen sind der Flächenfraß 

zu stoppen, vorhandener Baugrund 

optimal zu nutzen, der ÖPNV aus-

zubauen und die Straßen zu ver-

kleinern) 

 

Artikel 28  

(1) Die verfassungsmäßige Ord-

nung in den Ländern muss den 

Grundsätzen des republikani-

schen, demokratischen und sozi-

alen Rechtsstaates im Sinne die-

ses Grundgesetzes entsprechen. 

In den Ländern, Kreisen und 

Gemeinden muss das Volk eine 

Vertretung haben, die aus allge-

meinen, unmittelbaren, freien, 

gleichen und geheimen Wahlen 

hervorgegangen ist. Bei Wahlen 

in Kreisen und Gemeinden sind 

auch Personen, die die Staatsan-

gehörigkeit eines Mitgliedstaates 

der Europäischen Gemeinschaft 

besitzen, nach Maßgabe von 

Recht der Europäischen Gemein-

schaft wahlberechtigt und wähl-

bar. In Gemeinden kann an die 

Stelle einer gewählten Körper-

schaft die Gemeindeversamm-

lung treten. 

(2) Den Gemeinden muss das 

Recht gewährleistet sein, alle 

Angelegenheiten der örtlichen 

Gemeinschaft im Rahmen der 

Gesetze (an die müssen sich auch 

Gemeinden / Städte halten)  in 

eigener Verantwortung zu re-

geln. Auch die Gemeindever-

bände haben im Rahmen ihres 

gesetzlichen Aufgabenbereiches 

nach Maßgabe der Gesetze das 

Recht der Selbstverwaltung. Die 

Gewährleistung der Selbstver-

waltung umfasst auch die Grund-

lagen der finanziellen Eigenver-

antwortung; zu diesen Grundla-

gen gehört eine den Gemeinden 

mit Hebesatzrecht zustehende 

wirtschaftskraftbezogene Steuer-

quelle. 

Artikel 79 (3) (Ewigkeitsklausel)  

„Eine Änderung dieses Grundgesetzes, durch 

welche die Gliederung des Bundes in Länder, die 

grundsätzliche Mitwirkung der Länder bei der 

Gesetzgebung oder die in den Artikeln 1 und 20 

niedergelegten Grundsätze berührt werden, ist 

unzulässig.“  

 

Eidesformel für Stadträte:„Ich schwöre Treue dem Grundgesetz 

für die Bundesrepublik Deutschland und der Verfassung des 

Freistaates Bayern. Ich schwöre, den Gesetzen gehorsam zu sein 

und meine Amtspflichten gewissenhaft zu erfüllen. Ich schwöre, 

die Rechte der Selbstverwaltung zu wahren und ihren Pflichten 

nachzukommen, so wahr mir Gott helfe.“ 


